
Rede zu Sparkassen (Plenarsitzung vom 12.11.2008)

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kollege Lux. – Jetzt hat der fraktionslose Abgeordnete 

Sagel das Wort. Bitte schön.

Rüdiger Sagel (fraktionslos): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn die Kritik 

unnötig und unbegründet wäre, wie das hier von der FDP vorgetragen worden ist, hätten Sie 

vermutlich nicht so viel geändert. Sie sind eingeknickt, und zwar vor den Tausenden 

Protestantinnen und Protestanten, die hier vor dem Landtag gestanden haben.

(Allgemeine Heiterkeit)

Das ist die Realität. – Demonstranten! – Protestanten sind Sie auch.

(Zuruf von der Regierungsbank: Ich bin aber katholisch! – Heiterkeit)

– Gut. – Die jetzt geplanten Veränderungen am Entwurf des Sparkassengesetzes sind eine Reaktion 

auf die Proteste der Gewerkschaften, der Sparkassen und ihrer Beschäftigten. Sie sind gleichzeitig 

eine schallende Ohrfeige für Finanzminister Linssen, der sich mit seinen weiter gehenden 

Forderungen nicht gegen die Kommunalpolitiker in der CDU durchsetzen konnte.

Einige der Änderungen am Gesetzentwurf wie der Verzicht auf den S-Finanzverbund Nordrhein-

Westfalen und die Regelung, dass die Ausschüttungen der Sparkassen weiterhin vorrangig an 

gemeinnützige oder am Gemeinwohl orientierte Institutionen fließen, sind zwar positiv zu 

bewerten. Aber auch nach den letzten Korrekturen der Koalitionsfraktionen bleibt das 

Sparkassengesetz ein Einfallstor für die Privatisierung der Sparkassen. Der Zünder ist gelegt. Offen 

bleibt, wann die Bombe explodiert. Dies hängt auch von der EU, ihrer Bewertung und ihrem 

weiteren Vorgehen ab.

Aus meiner Sicht liegen die Grünen da etwas falsch. Sie sollten sich nicht so viel bei der CDU 

bedanken. Kritik ist weiterhin angesagt.

CDU und FDP halten auch im neuen Entwurf an der Ausweisung von Trägerkapital in den 



kommunalen Bilanzen fest. Dadurch steigt die Gefahr, dass finanzschwache Gemeinden in 

Notlagen zum Verkauf ihrer Sparkassenanteile gezwungen würden, um ihre Haushalte 

auszugleichen. Dann könnten private Investoren Zugriff auf die Sparkassen bekommen. Auch wenn 

eine Übertragung des Trägerkapitals erst einmal ausgeschlossen ist – das Land öffnet damit die Tür 

zu einer möglichen Privatisierung der Sparkassen.

Deswegen freut sich die FDP auch nach wie vor, und deswegen sollten die Grünen da sehr 

vorsichtig sein mit ihrer Bewertung. Denn gerade die öffentlich-rechtlichen Sparkassen haben sich 

angesichts der Finanzkrise als Hort der Stabilität erwiesen.

Gleichfalls kritisch zu bewerten ist die im Gesetzentwurf geregelte Fusion der beiden nordrhein-

westfälischen Sparkassen- und Giroverbände bis Ende 2012. Eine Verbandsfusion wird weitere 

Sparkassenfusionen mit Filialschließungen und Arbeitsplatzverlusten vor Ort nach sich ziehen.

Ich und die Linke sind für einen Erhalt der öffentlich-rechtlichen Sparkassen,

(Zurufe von der CDU)

ihrer kommunalen Einbindung und eine Stärkung ihrer Gemeinwohlorientierung. Die Bestrebungen 

der Landesregierung, die Sparkassen für private Investoren zu öffnen, lehnen wir ab. Diese Gefahr 

ist aber, wie gesagt, weiterhin vorhanden. Es tickt eine Zeitbombe; die Frage ist, wann sie 

hochgehen wird.

Deswegen werde ich den Gesetzentwurf ablehnen. Auch die Verbesserungsvorschläge, die noch von 

Grünen und SPD gemacht worden sind, ändern nichts an der grundsätzlichen Tatsache, dass zwar in 

drei von vier kritischen Punkten etwas verändert worden ist, aber der vierte entscheidende Punkt 

nach wie vor im Gesetz enthalten ist.

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Sagel. – Jetzt hat noch einmal für 

Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordnete Becker das Wort.


